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Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 14. November 1977 
durch den Vorsitzenden Richter Braxmaier und die 
Richter CI aßen, Hoffmann, Treier und Dr. Bruno tte

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 
8. Zivilsenats des Kammergerichts 
in Berlin vom 15* April 1976 wird 
auf Kosten der Beklagten zurück­
gewiesen mit der Maßgabe, daß die 
Kosten des Berufungsverfahrens 
der Klägerin zu 4/5 und den Be­
klagten zu 1/5 auferlegt werden.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die Klägerin errichtete auf ihrem Grundstück in 
B^IBi Da^BBHi ein - im September 1971 bezugsferti­
ges - Wohnhaus mit 21 Wohnungen. Mit Vertrag vom 
10. Juni 1971 mieteten die Beklagten eine etwa 70 qm 
große Dreizimmerwohnung in diesem Haus ab Bezugsfer­
tigkeit auf die Dauer von fünf Jahren für einen monat­
lichen Mietzins von 550 DM. Der Vertrag sollte sich um 
jeweils ein Jahr verlängern, wenn er nicht binnen einer 
bestimmten Frist gekündigt würde« § 3 des von den Par­
teien Unterzeichneten Mietvertragsformulars enthielt 
folgende "Gleitklausel":
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MAlle durch gesetzliche oder behördliche 
Regelungen allgemein oder im konkreten 
Fall zugelassenen Mieterhöhungen oder 
Erhöhungen bzw. Neueinführungen von Ne­
benkosten und Grundstücksumlagen Jeder 
Art sind vom Zeitpunkt der Zulässigkeit 
ab vereinbart und zahlbar, ohne daß es 
einer Kündigung oder einer Mitteilung 
gemäß § 18 I. BMG bedarf."

In einer Anlage zum Mietvertrag war in Ergänzung des 
§ 20 die Zahlung einer Mietvorauszahlung der Beklag­
ten in Höhe von 2 000 DM vereinbart, die voll abwohn­
bar sein und mit monatlich 33,33 DM auf fünf Jahre 
verrechnet werden sollte. Zusätzlich hieß es in der 
Anlage:

"... § 22
... Für den Fall, daß infolge einer Er­
höhung der Nebenkosten eine Mehrbelastung 
des Vermieters eintritt, verpflichtet 
sich der Mieter, einen der vereinbarten 
Miete zur Gesamtmiete des Hauses ent­
sprechenden Anteil zu übernehmen, und 
zwar vom Zeitpunkt der Entstehung an.
Alle durch gesetzliche oder behördliche 
Regelungen allgemein oder im einzelnen 
Fall zugelassenen Mieterhöhungen oder 
Erhöhungen bzw. Neueinführungen von Ne­
benkosten und Grundstückslasten aller 
Art gelten vom Zeitpunkt der Zulässig­
keit an als vereinbart.
Gilt die Kostenmiete, so ist der Vermie­
ter zu Erhöhungen Jeweils rückwirkend 
vom Beginn des Wirtschaftsjahres an be­
rechtigt. "

Bei ihrer Mietzinskalkulation war die Klägerin von 
einer - nur im Zinssatz für die eingesetzten Eigen­
mittel von 4 % auf 7,5 % p.a. wie für Fremdmittel 
erhöhten - Wirtschaftlichkeitsberechnung vom 10. Ok 
tober 1970 ausgegangen, in der Baukosten von
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1 070 000 DM, Jedoch keinerlei Kosten für das Baugrund- 
stlick selbst angesetzt waren. Die Klägerin hatte bei 
ihrer Kalkulation ihre Jährlichen Gesamtaufwendungen 
mit 90 330 DM und die monatliche Durchschnittsmiete mit 
7,97 DM pro qm errechnet.

Der Wohnraum wurde nach Vertragsabschluß als steuer­
begünstigt anerkannt.

Mit Schreiben vom 10. August 1973 machte die Klä­
gerin unter Berufung u.a. auf § 85 2. WoBauG, die 
NeubaumietenVO 1970 und die 2. BerechnungsVO eine An­
gleichung der Miete an die Kostenmiete geltend. Ihre 
Berechnung ging nunmehr von Gesamtkosten für Baugrund­
stück (309 680,68 DM) und Erstellung ( 1 223 526,93 DM) 
von 1 533 207,61 DM und einem Zinssatz für Eigen- und 
Fremdkapital von 8,5 % p.a. aus. Aus insgesamt zum An­
satz gebrachten laufenden Jährlichen Aufwendungen von 
165 804,13 DM errechnete die Klägerin eine Durchschnitts­
miete von 14,64 DM pro qm. Zugleich erklärte sie Jedoch 
ihr Einverständnis mit einer stufenweisen Angleichung 
in der Form, daß die Beklagten ab 1. September 1973 
9 DM pro qm und beginnend mit dem 1. Januar 1974 Jeweils 
ab Anfang eines neuen Jahres 1 IM pro qm mehr (also ab 
1. September 1973 630 DM, ab 1. Januar 1974 700 DM, ab 
1. Januar 1975 770 IM, ab 1. Januar 1976 840 DM, ab 
1. Januar 1977 910 IM und ab 1. Januar 1978 980 DM 
Kaltmiete) zahlen sollten; für eine weitere Anhebung 
ab 1. Januar 1979 kündigte die Klägerin eine Zusatz- 
Wirtschaftlichkeitsberechnung an.

Da die Beklagten, die zwischenzeitlich die Wohnung 
nach Beendigung des Mietverhältnisses per 30. Juni 1975 
geräumt haben, die erhöhten Beträge nicht zahlten, hat
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die Klägerin mit der Klage den Unterschiedsbetrag zur 
vollen von ihr errechneten Kostenmiete, zunächst für 
die Monate September 1973 bis Januar 1974 mit einem 
Gesamtbetrag von 2 361,50 DM nebst Zinsen geltend ge­
macht. Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. In 
der Berufungsinstanz hat die Klägerin hilfsweise die 
sich bei einer stufenweisen Anpassung gemäß ihrem 
Schreiben vom 10. August 1973 ergebenden Erhöhungsbe­
träge für 1973 (vier Monate k 77,50 DM = 310 DM), für 
1974 (12 Monate & 147,50 DM = 1 770 DM) und für 1975 
(sechs Monate k 217,50 DM * 1 305 I»!) bis zur Höhe 
der Klagforderung geltend gemacht. Das Oberlandesge­
richt hat der Klage bis auf einen Teil der Zinsen auf­
grund des Hilfsvorbringens stattgegeben. Die Kosten 
des Rechtsstreits hat es den Beklagten auferlegt.

Mit der - zugelassenen - Revision, deren Zurück­
weisung die Klägerin beantragt, erstreben die Beklag­
ten die Wiederherstellung des erstinstanzlichen Ur­
teils.

Entscheidungsgründe

I. Nach § 22 Abs. 1 1. BMG kann der Vermieter 
nach dem 31* Dezember 1949 bezugsfertig gewordenen 
steuerbegünstigten Wohnraums vom Mieter die Kosten­
miete verlangen, falls die vereinbarte Miete darun­
ter liegt.

1. a) Zu Recht hat das Berufungsgericht diese 
Vorschrift und die in ihrem Rahmen entsprechend an­
zuwendenden §§ 18 - 20 1. BMG als Rechtsgrundlage 
für die Entscheidung des Rechtsstreits herangezogen.
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Denn das 1. BMG ist in Berlin noch bis zum 31. Dezem­
ber 1980 in Kraft (Art. 1 Nr. 2 des Gesetzes zur Ände­
rung mietrechtlicher und mietpreisrechtlicher Vor­
schriften im Land Berlin vom 17. November 1975, BGBl 
I 2867).

b) Die Anwendbarkeit des § 22 1. BMG auf den 
Streitfall scheidet auch nicht wegen der Vorschriften 
des 1. und 2. Wohnraumkündigungsschutzgesetzes aus, 
die nur eine Mieterhöhung auf die ortsübliche Ver­
gleichsmiete vorsehen. Dabei braucht nicht näher auf 
die Frage eingegangen zu werden, in welchem Verhält­
nis die mietpreisrechtlichen Vorschriften für steuer­
begünstigten Wohnraum des § 83 Abs. 22. WoBauG (Be­
rufung des Mieters auf die Kostenmiete) bzw. des § 22 
1. BMG (Berufung des Vermieters auf die Kostenmiete) 
zu den Regelungen des 1. und 2. Wohnraumkündigungs- 
schutzgesetzes standen oder noch stehen. Das 2. Wohn- 
raumkündigungsschutzgesetz greift hier schon deshalb 
nicht ein, weil das Mieterhöhungsverlangen der Kläge­
rin vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes (1. Januar 
1975) liegt. Das 1. Wohnraumkündigungsschutzgesetz 
(BGBl 1971 I 1839) hat gemäß seinem Art. 2 in Berlin 
nur für die Mietverhältnisse über Wohnraum Geltung 
erlangt, auf welche die § § 1 - 1 9  und 24 - 31 des 
Mieterschutzgesetzes nicht anzuwenden waren. Das Miet­
verhältnis der Parteien unterstand Jedoch dem Mieter­
schutz und wurde deshalb vom 1. Wohnraumkündigungs­
schutzgesetz nicht erfaßt. Das Mieterschutzgesetz war 
in Berlin noch bis zum 31. Dezember 1975 in Kraft 
(Art. I § 2 Nr. 3 des Gesetzes vom 30. Oktober 1972, 
BGBl I 2051). § 31 a Abs. 1 MSchG erklärt zwar die 
Vorschriften der § § 1 - 1 9  und 24 - 31 auf steuerbe­
günstigte und frei finanzierte Wohnungen für nicht an-
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wendbar. Dieser Abs. 1 gilt Jedoch gemäß Abs. 2 nicht 
für grundsteuerbegünstigte Wohnungen. Daraus, daß der 
von der Klägerin an die Beklagten vermietete Wohnraum 
als steuerbegünstigt anerkannt worden ist, folgt aber 
kraft Gesetzes auch seine Grundsteuerbegünstigung 
(§§ 83 Abs. 3, 92 Abs. 1, 2 b 2. WoBauG a.F. /abge­
druckt bei Fischer-Dieskau/Pergande/Schwender 
2. WoBauG, § 92 S. ^7).

2. a) Im Rahmen des § 22 1. BMG ist es gleich­
gültig, wann die Klägerin die Steuerbegünstigung in 
Anspruch genommen hat (Senatsurteile vom 12. Januar 
1966 - VIII ZR 175/64 * WM 1966, 225, 226, vom 
18. März 1968 - VIII ZR 49/66 * WM 1968, 536 und 
ebenfalls vom 18. März 1968 - VIII ZR 86/66 aaO), 
und es ist für die Anwendbarkeit der Vorschrift auch 
unerheblich, daß die Klägerin rechtlich nicht gehin­
dert gewesen wäre, von vornherein den zur Deckung 
ihrer Aufwendungen erforderlichen Mietzins frei zu 
vereinbaren (§§ 87, 83 Abs. 1 2. WoBauG (BGHZ 31t 63 
und Senatsurteile vom 24. Juni 1964 - VIII ZR 207/63 
= WM 1964, 1016 und vom 18. März 1968 - VIII ZR 86/66 
aaO) •

b) Zu Unrecht zieht die Revision in Zweifel, daß 
die Klägerin eine den formellen und inhaltlichen An­
forderungen des § 18 Abs. 1 1. BMG entsprechende Miet- 
erhöhungserklärung abgegeben hat. Dem Berufungsgericht 
ist darin zu folgen, daß dem Schreiben vom 20. August 
1973 nicht schon deshalb ein wesentlicher Mangel an­
haftet, weil darin § 22 1. BMG als gesetzliche Grund­
lage für das Erhöhungsbegehren nicht angegeben ist. 
Sinn der Vorschrift des § 18 Abs. 1 Satz 2 1. BMG ist 
es, dem Mieter zu ermöglichen, sich aus der Erklärung
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seines Vermieters ein einigermaßen deutliches Bild über 
die Berechtigung des Erhöhungsverlangens zu machen (Se- 
natsurteil vom 12. Januar 1966 aaO S. 228 m.w.Nachw.). 
Dazu reicht es aus, wenn der Erhöhungsgrund allgemein 
durch Angabe des Tatbestandes, der die Erhöhung recht­
fertigt, gekennzeichnet wird (Roquette, aaO, 1. BMG 
§ 18 Rdn. 26). Unbeschadet der Tatsache, daß der von 
der Klägerin in ihrem Schreiben unter anderem genannte 
§ 85 Abs. 2 2. WoBauG das Recht des Mieters. sich auf 
die Kostenmiete zu berufen, enthält, hatte die Klägerin 
genügend offengelegt, daß sie ihrerseits nach den ein­
schlägigen Bestimmungen, die dies ermöglichten, auf die 
Kostenmiete übergehen wollte.

II. Die Entscheidung des Rechtsstreits hängt dem­
nach allein davon ab, ob zugunsten der Beklagten der 
nach § 22 1. BMG entsprechend anwendbare § 19 Abs. 1 
1. BMG eingreift, wonach dem Vermieter ein Erhöhungs­
recht insoweit nicht zusteht, als eine Erhöhung der 
Miete durch ausdrückliche Vertragsbestimmung ausge­
schlossen ist oder der Ausschluß sich aus den Umstän­
den ergibt. Hier kommt, da der Mietvertrag der Parteien 
keinen ausdrücklichen Ausschluß einer Mieterhöhung ent­
hält, von vornherein nur die letztere Alternative in 
Betracht.

1. Das Berufungsgericht führt hierzu auss

a) Auf die Umstände, die das Landgericht geprüft 
habe (kurze Mietdauer, Mietvorauszahlung, bewußt nied­
rige Kalkulation der Vertragsmiete), komme es nicht 
an. t)enn ein "hypothetischer Parteiwille" dürfe erst 
ermittelt werden, wenn ausdrückliche Vertragserklärun- 
gen fehlten. Hier hätten aber die Parteien Hden frag-
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liehen Punkt" bereits in den Kreis ihrer Erwägungen 
einbezogen und bei der Abfassung des Vertrages mit 
berücksichtigt: Aus der ("individuellen vertragli­
chen") Ausgestaltung der Anlage zum Mietvertrags­
formular folge, daß beide Parteien die Möglichkeit 
einer Mieterhöhung ins Auge gefaßt und diese Mög­
lichkeit ausdrücklich gebilligt hätten«

b) Aus den Umständen ergebe sich jedoch, daß 
die Klägerin eine Mieterhöhung nur im Rahmen einer 
stufenweisen Anpassung gemäß Schreiben vom 10« Au­
gust 1973 verlangen könne« Nach dem Verhalten der 
Klägerin beim Vertragsschluß hätten die Beklagten 
nämlich trotz der nach § 22 des Mietvertrages vor­
gesehenen Mieterhöhung mit einer alsbaldigen Stei­
gerung auf die volle Kostenmiete nicht zu rechnen 
brauchen« Die Klägerin habe sich bei Vertragsab­
schluß nicht mehr auf die Wirtschaftlichkeitsbe­
rechnung vom 10. Dezember 1970 verlassen dürfen, 
weil zu dieser Zeit mit Sicherheit festgestanden 
habe, daß die Gesamtkosten erheblich über den frü­
heren Ansätzen liegen würden« Von besonderer Bedeu­
tung sei, daß in der der Mietkalkulation zugrunde­
gelegten Wirtschaftlichkeitsberechnung die Kosten 
für das Baugrundstück überhaupt nicht aufgeführt 
gewesen seien« Das vollständige Außerachtlassen 
dieser Kosten sei ein Umstand im Sinne des § 19 
Abs« 11« BMG, für den die Klägerin in der Weise 
einzustehen habe, daß sie jetzt nur eine stufen­
weise Erhöhung nach den Grundsätzen von Treu und 
Glauben verlangen könne«

2. Diese Ausführungen halten im Ergebnis der 
rechtlichen Nachprüfung stand«
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a) Die Prüfung, ob sich der Ausschluß einer Miet­
erhöhung gemäß § 19 Abs. 1 1 *  BMG aus den Umständen er­
gibt, verlangt eine dem Grundsatz von Treu und Glauben 
gerecht werdende und die Interessenlage der Parteien 
berücksichtigende Würdigung der gesamten Verhältnisse 
(BGHZ 26, 310).

b) Hier könnte in Betracht zu ziehen sein, daß 
die Parteien einen Mietvertrag auf verhältnismäßig 
kurze Zeit, nämlich fünf Jahre, abgeschlossen und da­
bei eine Mietvorauszahlung in Höhe von 2 000 DM ver­
einbart haben, welche die Beklagten in monatlichen 
auf die Gesamtmietdauer aufgeteilten Beträgen von 
33,33 1*1 abwohnen sollten. Nach der Rechtsprechung 
des Senats sind derartige Umstände Jedoch allenfalls 
als Beweisanzeichen dafür zu werten, daß die Parteien 
während der Vertragszeit eine Mieterhöhung ausschlie­
ßen wollten (BGHZ 26, 310 sowie Senatsurteile vom
18. März 1968 - VIII ZR 86/66 = WM 1968, 536 und vom 
25. März 1968 - VIII ZR 134/68 « WM 1970 , 794). Für 
die Annahme eines Mieterhöhungsausschlusses aus den 
Umständen müssen in der Regel weitere Besonderheiten 
hinzukommen. An solchen fehlt es hier.

aa) Sie liegen insbesondere nicht in der Fassung 
des § 22 in der Anlage zum Mietvertrag. Denn hierin 
wie schon in der Gleitklausel in § 3 des Formularver­
trages ist die Möglichkeit von Mieterhöhungen ausdrück­
lich angesprochen. Die von der Revision vertretene Auf­
fassung, § 22 des Mietvertrages befasse sich in erster 
Linie mit Mieterhöhungen infolge der Steigerung von 
Nebenkosten, trifft, wie seinem Absatz 2 zu entnehmen 
ist, nicht zu. Darauf, welche Art der Mieterhöhung die 
§§ 3 und 22 vertraglich (positiv) zulassen, kommt es
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im übrigen nicht entscheidend an« Maßgeblich ist, daß 
diesen Bestimmungen Jedenfalls nicht entnommen werden 
kann, daß Jede Möglichkeit einer Mieterhöhung ausge­
schlossen sein sollte, und zwar in Bezug auf eine 
Mieterhöhung nach dem 1« BMG schon deshalb nicht, weil 
in § 3 des Mietvertrages sogar ausdrücklich § 18 
1. BMG erwähnt und vereinbart ist, einer Mitteilung 
nach Maßgabe dieser Vorschrift bedürfe es (zum Inkraft­
treten der gesetzlibh zugelassenen Mieterhöhung) nicht«

bb) Ein für einen Mieterhöhungsausschluß sprechen­
der besonderer Umstand liegt auch nicht darin, daß die 
Klägerin bei ihrer Mietzinskalkulation vor Vertragsab­
schluß die Grundstückskosten unberücksichtigt gelassen 
hat« Diese Tatsache wäre im Hinblick auf § 19 Abs. 1 
1« BMG allenfalls von Bedeutung, wenn - was aber nicht 
vorgetragen ist - die Klägerin diese Kosten bei der 
Mietberechnung bewußt nicht mit angesetzt hätte und den 
Beklagten dies bei Vertragsabschluß bekannt gewesen 
wäre (zum Verzicht auf Ausschöpfung der Kostenmiete, 
gegebenenfalls auf Einzelposten vgl« Senatsurteile vom 
18. März 1968 - VIII ZR 86/66 aaO unter II 3# und vom 
25. März 1970 aaO unter I 1).

cc) Daß im Ergebnis die von den Parteien verein­
barte Miete erheblich unter der Kostenmiete lag, ist 
in diesem Zusammenhang ebenfalls ohne Bedeutung« Ob 
etwas anderes zu gelten hätte, wenn die Klägerin die 
Differenz - Jedenfalls in ihrer wesentlichen Größen­
ordnung - bei Vertragsabschluß ohne weiteres hätte 
erkennen müssen, kann auf sich beruhen. Denn auch in­
soweit fehlt es an Feststellungen und Part ei vortrag« 
Hinsichtlich der Baukosten hat das Berufungsgericht 
zwar - in anderem Zusammenhang - ausgeführt, die Klä-
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gerixi habe schon im Juni 1971 wissen können und müssen, 
daß der ursprüngliche Ansatz überschritten werde. Das 
reicht jedoch - weil es hierzu an jeder tatsächlichen 
Grundlage fehlt - nicht für die Annahme aus, daß die 
Klägerin bereits vor Bezugsfertigkeit des Hauses die 
endgültigen Baukosten kennen mußte.

c) aa) Ob die Klägerin im Rahmen der nach allem an 
sich zulässigen Anpassung an die Kostenmiete jedenfalls 
nicht die ursprünglich weggelassenen Grundstückskosten 
mit einstellen durfte, was das Berufungsgericht erwägt 
und wofür manches spricht, kann unentschieden bleiben. 
Denn das Berufungsgericht hat bei den der Klägerin zuge­
sprochenen Erhöhungsbeträgen im Wege einer stufenweisen 
Anpassung diese Kosten unberücksichtigt gelassen. Das­
selbe gilt für die Eigenkapital Verzinsung, die das Beru­
fungsgericht anstelle der angestrebten 8 1/2 % mit 7 % 
in Ansatz gebracht hat.

Jedenfalls in dem vom Berufungsgericht als berech­
tigt angesehenen Umfang - Anhebung von 7,86 DM auf zu­
letzt 11 DM pro qm - ist die Erhöhung der Miete danach 
auch unter dem Gesichtspunkt noch mit den Grundsätzen 
von Treu und Glauben (§ 242 BGB) vereinbar, daß die 
Vereinbarung des - gemessen an der Kostenmiete - zu 
niedrigen Mietzinses im wesentlichen von der Klägerin 
zu vertreten ist, weil diese bei der Berechnung des 
Mietzinses die Baulandkosten nicht berücksichtigt hat.

bb) Nach Auffassung des Berufungsgerichts ergibt 
sich die Beschränkung der Erhöhung auf eine stufenweise 
Anpassung aus Treu und Glauben, wobei den Entscheidungs­
gründen nicht eindeutig zu entnehmen ist, ob es diese 
Rechtsfolge aus § 19 Abs. 1 1. BMG oder aus § 242 BGB
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ableitet. Ob dem gefolgt werden könnte, kann offen­
bleiben. Jedenfalls trifft die weitere Erwägung des 
Berufungsgerichts zu, daß die Klägerin an ihre Miet­
erhöhungserklärung vom 20. August 1973» welche die 
stufenweise Anpassung vorsieht, gebunden ist.

III. Dagegen hält die Kostenentscheidung des 
Berufungsgerichts der rechtlichen Nachprüfung nicht 
in vollem Umfang stand.

Entgegen der Meinung des Berufungsgerichts ist 
es nämlich geboten, der Klägerin nach § 97 Abs. 2 
ZPO einen Teil der Kosten des Berufungsverfahrens 
aufzuerlegen.

1. Wie auch das Berufungsgericht angenommen hat, 
ist unter neuem Vorbringen im Sinne des § 97 Abs. 2 
ZPO auch ein neuer Klagegrund zu verstehen (vgl. BGH 
Urteil vom 10. Februar I960 - V ZR 113/58 = LM ZPO 
§ 97 Nr. 16 * NJW I960, 818; Stein/Jonas/Pohle ZPO 
19. Aufl., § 97 Anm. Ill 1 und Baumbach/Lauterbach/ 
Hartmann ZPO 34. Aufl., § 97 Anm. 2 A a). Einen sol­
chen hat die Klägerin mit ihrem Hilfsbegehren auf 
stufenweise Erhöhung der Miete erst im zweiten Rechts­
zug geltend gemacht und mit diesem war sie bis auf 
einen Teil des Zinsanspruchs erfolgreich. Mit dem 
Hauptantrag hatte sie im Ergebnis nur insoweit Erfolg, 
als für die von ihm erfaßten Monate September 1973 bis 
Januar 1974 auch das Anpassungsbegehren der Klägerin 
gerechtfertigt ist, nämlich in Höhe von 457,50 DM 
(4 x 77,50 DM + 1 x 147,50).



14 -
O'

2. Die Auffassung des Berufungsgerichts, die Anwen­
dung des § 97 Abs. 2 ZPO sei deshalb nicht möglich, weil 
das Landgericht das Bestehen eines Anspruchs auf Erhö­
hung der Miete verneint habe und die Klägerin deshalb 
beim Landgericht auch dann keinen Erfolg gehabt hätte, 
wenn sie bereits im ersten Rechtszug ihren Hilfsantrag 
gestellt hätte, teilt der Senat nicht. Das Berufungsge­
richt hat eine Erwägung angestellt, welche dem Kosten­
recht fremd ist. Es kommt nämlich nicht darauf an, wie 
das Landgericht entschieden hätte, wenn ihm der neue 
Klagegrund bekannt gewesen wäre, sondern darauf, wie es 
dann hätte entscheiden müssen.

3. Da § 97 Abs. 2 ZPO dazu dient, die Parteien zur 
Konzentration des ProzeßStoffes anzuhalten, ist für die 
Anwendung dieser Vorschrift kein Raum, wenn das Zurück­
halten des neuen Vorbringens der Partei nicht zum Vor­
wurf gemacht werden kann (BGH Urteil vom 10. Februar I960 
aaO). Der Klägerin ist ihre Säumnis aber anzulasten* 
Schon deshalb, weil sie in der Erhöhungserklärung eine 
nur stufenweise Anpassung des Mietzinses verlangt hatte, 
konnte sie nicht damit rechnen, bereits für die Zeit vom 
September 1973 bis Januar 1974 mit dem Anspruch auf Zah­
lung der vollen Kostenmiete Erfolg zu haben.

4. Da die Klägerin mit ihrem Hauptantrag letztlich 
nur zu einem Fünftel Erfolg hatte, ist es angemessen, 
daß von den Kosten des Berufungsverfahrens die Klägerin 
4/5 und die Beklagten 1/5 tragen.

IV. Nach allem war die Revision der Beklagten mit 
der Maßgabe zurückzuweisen, daß die Kosten des Berufungs­
verfahrens der Klägerin zu 4/5 und den Beklagten zu 1/5 
auferlegt werden.
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Die Kosten des Revisionsverfahrens waren gemäß 
§ 97 Abs. 1 ZPO den Beklagten aufzuerlegen, weil ihr 
Rechtsmittel in der Hauptsache erfolglos geblieben 
ist.

Braxmaier CIaßen RiBGH Hoffmann
ist erkrankt 
und deshalb 
verhindert zu 
unterschreiben

Braxmaier

Treier Dr. Brunotte
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